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«Unsensibelundfragwürdig»
DieWahl von Silvio Jeker in eine vorberatende
Kommission sorgte imKantonsrat für Kritik.

Adrian Kamber

Am Mittwoch wählte der neu
zusammengesetzteKantonsrat
dieMitglieder für die verschie-
denen Kommissionen. Eigent-
lich ein Routinege-
schäft, bei dem die
Kantonsräte kom-
mentarlos ihre Zu-
stimmung mit einfa-
chem Handerheben
geben. Vor der Wahl
der Umwelt-, Bau-
undWirtschaftskom-
mission (Umbawiko)
ergriffen aber gleiche
mehrere Fraktionen
das Wort. Denn zu den 15 Mit-
gliedern soll auch Silvio Jeker
(SVP) gehören.

Schon die Tatsache, dass er
nun imKantonsrat sitzt und sei-
ne Frau Sibylle Jeker ab August
im Regierungsrat, sorgte nach
ihrerWahl für Kritik vonMitte-
Links. Rechtlich ist diese Kons-
tellation jedoch erlaubt.

Mittlerweile ist klar, dass Si-
bylle JekerdasVolkswirtschafts-
departementübernehmenwird.
Dass Ehemann Silvio nun aus-
gerechnet in der Kommission
Einsitz nehmen will, wo viele

Geschäfte im Zusammenhang
mit Sibylle Jekers neuem De-
partement beraten werden,
sorgte für Unmut. «Die Zutei-
lung von Silvio Jeker in diese
Kommission ist unsensibel und

fragwürdig. Da hät-
tenwir unsmehrFin-
gerspitzengefühl der
SVP erwünscht», so
SP-Co-Fraktionsche-
fin Silvia Fröhlicher.
Auch Mitte-Frak-
tionspräsident Fa-
bian Gloor merkte
an: «Wir erachtendie
Gesamtsituation als
ungeschickt und in

gesteigertem Masse mit der
Umbawiko.»UndGrünen-Frak-
tionspräsidentin Anna Engeler
versicherte, dass ihre Partei
«genau hinschauen»werde.

SVP-Fraktionschef Beat
Künzli hob darauf nochmals
hervor, dass es rechtlich unpro-
blematisch sei und die beiden
Betroffenen versichert hätten,
sich an ihre jeweiligen Ver-
schwiegenheitspflichten zuhal-
ten. Schliesslich stimmte der
Kantonsrat, inklusive der Kriti-
ker, derWahl von Silvio Jeker in
die Umbawiko zu.

WererklärtdasChristentum?
Der konfessionelle Religionsunterricht steht auf der Kippe. Das führt imKantonsrat zu kulturkämpferischen Tönen.

Christof Ramser

Und dann reckte Beat Künzli
eineBibel indieHöhe.Minuten-
lang hatte der SVP-Fraktions-
chef aus Laupersdorf im Kan-
tonsrat denkonfessionellenRe-
ligionsunterricht verteidigt.
Hatte bedauert, dass in den
Klassenzimmern keine Gebete
mehr gesprochen werden. Und
befürchtet, dassmitderVerban-
nungderLandeskirchenausden
Schulen «die ganze zivilisatori-
scheStärkedesWestens»preis-
gegebenwerdeundein«verhee-
renderWertezerfall» einsetze.

Weil Gott immer mehr aus
dem Alltag entfernt werde, sei
unsere Gesellschaft ein Schiff
ohne Kompass und die Jugend
völlig desillusioniert, so Künzli.
Der Vorstoss, der im Kantons-
parlament zur Debatte stand,
rüttle andenGrundsäulenunse-
respolitischenSystems.Dennes
sei dasbiblischeMenschenbild,
dasdenRechtsstaat, dieFreiheit
des Individuums oder die
Gleichwertigkeit vonMannund
Frau begründe, fand der SVP-
Mann.

«Grundstein für friedliches
Zusammenleben»
Prompt meldete Daniel Urech
(Grüne,Dornach)Widerspruch
an: Eine grössere Verdrehung
von historischen Tatsachen
habe er im Kantonsratssaal
noch selten gehört. Aufkläreri-
sche Werte wie Gleichheit und
Freiheitsrechte seien nicht ein-
fach unter freundlicher Förde-
rungderKirche, sondern gegen
deren heftigen und teils bluti-
gen Widerstand durchgesetzt
worden.Was Künzli befürchte-

te, ist in den meisten anderen
Kantonen längst Tatsache: Der
konfessionelle Religionsunter-
richt an der Volksschule wurde
durch Fächer wie «Natur –
Mensch – Gesellschaft» oder
«Ethik – Religionen – Gemein-
schaft» ersetzt. In Solothurn er-
teilen und finanzieren jedoch
noch immer die Landeskirchen
denReligionsunterricht.Dieser
ist freiwillig, wie viele Kinder

ihn besuchen, ist aber nicht be-
kannt. Tatsache ist jedoch: Das
Interesse geht stark zurück,
mancherorts wird der Unter-
richt nur noch von einem Vier-
tel der Kinder besucht. «Der
Rest erhältweder einenkonfes-
sionellen noch einen neutralen
Religionsunterricht und wird
während dieser Zeit von einer
anderen Lehrperson gehütet»,
warb Nicole Hirt (GLP, Gren-

chen) für ihren Auftrag zur
TrennungvonKircheundStaat.

Weihnachten istkeine
ErfindungderWirtschaft
Dieser sei kein Angriff aufWer-
te, sondern solledenGrundstein
legen für das friedliche Zusam-
menlebenderGesellschaft. Zu-
dem hätten die Landeskirchen
weiterhin Zutritt zu den Schu-
len, halt bloss an freien Nach-

mittagen oder Samstagen. Das
ist im Sinne der Ratslinken: In-
demallenKindernkonfessions-
neutrales Basiswissen über Re-
ligionsgemeinschaften vermit-
telt werde, könne Extremismus
undRadikalisierungvorgebeugt
werden, sagteAngela Petiti (SP,
Solothurn). So schaffemanVer-
ständnis für die verschiedenen
Kulturen auf derWelt, ergänzte
RebekkaMatter-Linder (Oekin-
gen).Alle solltenwissen,warum
sieamKarfreitag frei habenund
dass Weihnachten keine Erfin-
dungderWirtschaft sei, umden
Geschenkverkauf anzukurbeln,
argumentiertedieGrünen-Kan-
tonsrätin.

Ähnlich argumentierte die
Gegenseite, die den konfessio-
nellen Religionsunterricht bei-
behalten will. Nur wenn dieser
weiterhin von den Landeskir-
chen erteilt werde, würden die
Kinder lernen,dassOsternnicht
blossSchoggihasenundStauam
Gotthard bedeute, sondern
einen christlichen Hintergrund
habe, so André Wyss (EVP,
Stüsslingen).

Der Regierungsrat unter-
stützt die StossrichtungdesAuf-
trags. Alle Schülerinnen und
Schüler sollten sich nebst Ethik
und Gemeinschaften auch mit
Religionen auseinandersetzen,
sagte FDP-Bildungsdirektor
Remo Ankli. Allerdings will die
Regierungzuerst prüfen,welche
Kosten der Systemwechsel ver-
ursacht.Hirt zog ihrenOriginal-
auftrag zugunsten dieses Prüf-
auftrags zurück. Diesen hat der
Kantonsrat mit 61 gegen 34
Gegenstimmen, neben der SVP
vereinzelt auch aus der Mitte
und der FDP, erheblich erklärt.

Die Landeskirchen könnten das Monopol für den Religionsunterricht in den Solothurner Schulzimmern
verlieren. Bild: Andrea Stalder

Trump-Zölledrücken
aufdieStimmung
Der aktuelle SolothurnerWirtschaftsbarometer zeigt:
Die Industrie leidet, den Baufirmen geht es hingegen gut.

Daniel Vizentini

Die ersten Folgen von Donald
Trumps Zoll-Chaos machen
sich in der Solothurner Wirt-
schaft bemerkbar. Die Firmen
der Region waren schon ohne
Schwung ins Jahr gestartet, wie
der letzteWirtschaftsbarometer
Ende Januar aufzeigte. Wegen
den Verwerfungen auf dem
Weltmarkt gelanges ihnenauch
imzweitenQuartal nicht, gross-
artig Fahrt aufzunehmen.

Diese Einschätzung geben
die Solothurner Handelskam-
mer und der kantonale KMU-
und Gewerbeverband in einer
gemeinsamen Mitteilung be-
kannt. Der von ihnen zusam-
mengestellte SolothurnerWirt-
schaftsbarometer, regelmässig
veröffentlicht seit 2021, ist das
Ergebnis einer Umfrage unter
denUnternehmen imKanton je-
weils zu Quartalsbeginn. 264
Firmen haben dieses Mal ihre
Einschätzung gegeben betref-
fend unter anderem der Auf-

tragslage, Auslastung, Produkt-
nachfrageausdemIn-undAus-
land oder Personalbestand.

Auffallend ist in diesem
Quartal das negative Ergebnis
bei der Auslandsnachfrage: In
einer Skala von -100 bis +100
Punkte liegt siebei -11.Handels-
konflikte schaffenUnsicherheit,
dieUnternehmenverhalten sich
entsprechendvorsichtig, zögern
Entscheidungen hinaus, halten
Investitionen zurück.

DieExporte stützen tut«die
weniger konjunktursensitive
Pharmaindustrie», wie es im
Dokument zum aktuellen Solo-
thurner Wirtschaftsbarometer
heisst. Dazu sorgt die nach wie
vor robusteBinnennachfrage für
eine stabile Basis. Haupttreiber
davon sei das Bevölkerungs-
wachstum. Im Inland wird rege
konsumiert – und vor allem
gebaut.

Das Solothurner Baugewer-
be meldet entsprechend positi-
veAussichten.Treiber seiendie
wieder gesunkenen Zinsen und

der Nachholbedarf im Woh-
nungsbau. «Nachdem im ver-
gangenen Jahr vor allem das
Baunebengewerbe zu überzeu-
gen vermochte, zeigt sich für
2025 auchdasBauhauptgewer-
bewieder optimistisch.»

Gut gehe es auch dem Solo-
thurner Dienstleistungssektor,
darunter vor allemder Informa-
tionsbranche oder den Finanz-
instituten.Bei der Industrie gibt
es grosse Unterschiede: Wäh-
rendderBereichMedizinaltech-
nik mit +34 Punkten nach wie
vor stark abschneidet, bleibt die
Lage bei der Metall-, Elektro-
und Maschinenindustrie (-5),
der Kunststoffindustrie (-18)
oderdemPapier- undDruckge-
werbe (-20) angespannt.

Die Umfrage zeigt auch,
dass die SolothurnerUnterneh-
men bei der Personalrekrutie-
rung zurückhaltend bleiben.
WegenderunsicherenLagever-
zichten viele Betriebe auf Neu-
einstellungen.Abgängewerden
oft nicht ersetzt.

LetzteRuhestätte
für Sternenkinder
Tot-undFehlgeburten JedePer-
sonhatdasAnrechtaufeinewür-
dige Bestattung. Das gilt jedoch
nicht für tot- oder fehlgeborene
Kinder. Weil sie noch keine
Rechtspersönlichkeit haben,
konntensie imKantonSolothurn
bisher nur in Ausnahmefällen
eine letzte Ruhe auf Friedhöfen
finden. Nur wenige Gemeinden
wie Olten hatten dieses Recht
bisher festgeschrieben.Einekan-
tonaleBestimmung fehlte.

Am Mittwoch hat der Kan-
tonsrateinerRevisiondesSozial-
gesetzeseinstimmiggrünesLicht
gegeben. Für Eltern im Trauer-
prozess sei ein Ort zum Geden-
kenwichtig, sagteNadineVögeli
(SP). 350Frauenbrächten inder
Schweiz jedes Jahr ein Kind tot
zurWelt, zudemwerden20’000
Fehlgeburten gezählt, dies bei
hoher Dunkelziffer. Stephanie
Ritschard (SVP) wertete den
Schritt als Zeichen für Mensch-
lichkeit und Respekt. Angestos-
senwurdedieGesetzesänderung
vonAndréWyss(EVP).Erwarer-
leichtert,dassSternenkindernun
unabhängig vom Wohnort be-
stattetwerdenkönnen. (cra)

Waskostet ein
Vorstoss?
Session DerPendenzenberg im
Kantonsrat nimmt nicht ab. Vor
dem Start der Mai-Session wa-
ren 114 Geschäfte (davon 55
Aufträge) pendent. Am ersten
Sessionstagwurdenbereitswie-
der sieben neue Vorstösse ein-
gereicht. Mit einem Vorstoss
wollte die FDP erreichen, dass
künftig die Kosten, welche die
einzelnen Vorstösse verursa-
chen, ausgewiesenwerdenmüs-
sen.

Die Ideedahinter:Wennden
Parlamentariern diese Kosten
bewusst gemacht werden, wür-
deman es sich vielleicht besser
überlegen, einenVorstoss einzu-
reichen. FDP-Fraktionschef
Markus Spielmann (Starrkirch-
Wil) sagte in der Debatte dazu:
«Es geht uns nicht darum, je-
mandem den Mund zu verbie-
ten. Ich glaube auch nicht, dass
jemand, der einenVorstoss ein-
reichen will, mit dieser Mass-
nahme davon abgehalten wird.
Aber wir sollten uns trauen, in
den Spiegel zu schauen und zu
wissen, was wir für Kosten ver-
ursachen.»

Die Mehrheit im Parlament
sah das aber anders. Grünen-
Sprecherin Anna Engeler (Ol-
ten) etwa: «Es geht hier darum,
den Parlamentsmitgliedern ein
schlechtes Gewissen zu ma-
chen.AberDemokratiedarf und
soll etwas kosten.» SVP-Frak-
tionschef Beat Künzli meinte,
dass die Geschäftslast im Solo-
thurnerParlamentnichtdrama-
tisch sei imVergleichzuanderen
Kantonen. «Vorstösse haben
eine zentrale Funktion im
Staatswesen und können dazu
führen,dassKostengesenktund
verhindert werden. Die gene-
riertenKosten dürfen nicht iso-
liert betrachtet werden.»

Mit 71 zu26Stimmen lehnte
der Rat die FDP-Forderung ab.
ImAargau, wo die Kosten stan-
dardmässig ausgewiesen wer-
den, kostet ein Vorstoss im
Schnitt 1400Franken. (kam)

SVP-Fraktionschef Beat Künzli.
Bild: Bruno Kissling
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